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Modul 1 b
Konsortialvertrag
für das Wissenstransferzentrum [Bezeichnung] im Rahmen des Programms „Wissenstransferzentren und IPR Verwertung“
abgeschlossen zwischen

1. (Universität),

(Adresse)
im Folgenden kurz „Konsortialkoordinator“,

2. (Universität, Assoziierter Partner),

(Adresse)
im Folgenden kurz „….“,
3. (Universität, Assoziierter Partner),

(Adresse)
im Folgenden kurz „….“,
4. (Universität, Assoziierter Partner),

(Adresse)
im Folgenden kurz „….“,
5. (Universität, Assoziierter Partner),

(Adresse)
im Folgenden kurz „….“,
6. (Universität, Assoziierter Partner),

(Adresse)
im Folgenden kurz „….“,
7. (Universität, Assoziierter Partner),

(Adresse)
im Folgenden kurz „….“,
gemeinsam oder einzeln im Folgenden auch kurz „Konsortialpartner“ genannt, vereinbaren wie folgt:

GLOSSAR (Definitionen)
Sonderrichtlinie ist die Sonderrichtlinie für das Programm "Wissenstransferzentren und IPR Verwertung", [BGBl ……] (Anlage ./1).
Thematisches Wissenstransferzentrum ist ein Konsortium aus wissenschaftlichen Einrichtungen, welches Kompetenzen und Infrastruktur dieser Einrichtungen bündelt bzw. ergänzt und die Überführung von wissenschaftlichen Erkenntnissen aus einem definierten Fachgebiet in kommerzielle verwertbare Dienstleistungen und Produkte unterstützt.
Konsortialvertrag ist dieser Vertrag, mit dessen Unterzeichnung durch die Konsortialpartner ein Wissenstransferzentrum entsteht.
Konsortialpartner sind die Vertragspartner dieses Konsortialvertrages. Konsortialpartner können ausschließlich österreichische Universitäten sowie Fachhochschulen im Bereich Naturwissenschaften / Medizin oder Assoziierte Partner sein.
Kooperationsvereinbarungen sind Vereinbarungen über die konkrete Durchführung einzelner Kooperationsprojekte im Rahmen des Wissenstransferzentrums, wobei die Kooperationspartner Konsortialpartner und Assoziierte Partner sein können sowie öffentliche Universitäten, die jedoch keine Konsortialpartner sind.
Kooperationspartner sind Vertragspartner der Kooperationsvereinbarungen.
Assoziierte Partner sind Vertragspartner von Kooperationsvereinbarungen gemäß Punkt 6.2.3.1.2. der Sonderrichtlinie, die auch Konsortialpartner gemäß den Bestimmungen der Sonderrichtlinie sein können.
Partner sind alle Assoziierten Partner und Konsortialpartner eines Zentrums.
Konsortialkoordinator/in ist ein Konsortialpartner aus dem Konsortium, der eine Universität sein muss und der als Fördernehmer mit der Koordination und Abwicklung von Kooperationsvereinbarungen und des Fördervertrages (Anlage ./2) betraut ist. Der Konsortialkoordinator ist im Konsortialvertrag festzulegen.
Technologietransferkoordination ist im Wissenstransferzentrum beim Konsortialkoordinator einzurichten. Im Rahmen der Technologietransferkoordination ist ein/e verantwortliche/r angestellter Technologietransferkoordinator/in namentlich inklusive Stellvertreter/in zu benennen. Zwischen Konsortialkoordinator/in und Technologietransferkoordinator/in hat ein Angestelltenverhältnis zu bestehen.
Management Board besteht aus je einem Vertreter eines Konsortialpartners und stellt das höchste Entscheidungsgremium im Konsortium dar.
Steering Committee ist für Entscheidungen über Streitigkeiten zwischen den Konsortialpartnern zuständig.
Präambel

1.
Gegenstand des Programms sind Kooperationsprojekte thematischer Wissenstransferzentren im Umsetzung der in der Sonderrichtlinie genannten strategischen und operativen Ziele. Im Rahmen eines Wissenstransferzentrums erfolgt insbesondere die Abwicklung von Kooperationsprojekten basierend auf Kooperationsvereinbarungen im Bereich Life Sciences abgeschlossen zwischen Kooperationspartnern, welche im Rahmen des Programms "Wissenstransferzentren und IPR Verwertung" öffentlich gefördert werden können, soweit die Voraussetzungen der Sonderrichtlinie vorliegen. 
2.
Das Wissenstransferzentrum [Bezeichnung] entsteht durch Unterzeichnung dieses Konsortialvertrages durch alle Konsortialpartner. Gemäß den Bestimmungen der Sonderrichtlinie ist die Vorlage eines von allen Konsortialpartnern unterschriebenen Konsortialvertrages auch eine Voraussetzung des Erhalts einer Förderung.
3. 
Die Konsortialpartner als begünstigte Dritte der Förderung verpflichten sich gemäß Sonderrichtlinie, die Solidarhaftung (§ 891 ABGB) für die Rückzahlung der Förderung im Falle des Eintritts eines Rückzahlungsgrundes zu übernehmen.
4.
Konsortialkoordinator ist [Benennung des Konsortialpartners aus dem Konsortium, der eine öffentliche Universität sein muss, der diese Aufgabe erfüllt - siehe Sonderrichtlinie] (nachstehend "Konsortialkoordinator"). Der Konsortialkoordinator ist Fördernehmer und Förderwerber für das Wissenstransferzentrum [Bezeichnung], zeichnet - nach vorheriger Zustimmung aller anderen Konsortialpartner zum Fördervertrag - den Fördervertrag für das Wissenstransferzentrum und verteilt die Fördermittel an die begünstigten Dritten. Der Konsortialkoordinator beantragt die Förderung in eigenem Namen und gilt als alleiniger Fördernehmer. Der Konsortialkoordinator ist zudem für die in diesem Konsortialvertrag festgelegten Koordinationsaufgaben, insbesondere für die Koordination und Abwicklung der Kooperationsvereinbarungen und des Fördervertrages zuständig. 
5.
Der Konsortialkoordinator hat bei sich eine Technologietransferkoordination einzurichten. Im Rahmen der Technologietransferkoordination ist ein/e verantwortliche/r angestellte/r Technologietransferkoordinator namentlich inklusive Stellvertreter zu benennen. Die Technologietransferkoordination kann aus einer oder mehreren Personen bestehen, wobei jedenfalls (aus ihrer Mitte) eine Person zu benennen ist, die dem Konsortialkoordinator für die im Konsortialvertrag festgelegten Aufgaben verantwortlich ist (verantwortliche/er Technologietransferkoordinator/in). Der verantwortliche Technologietransferkoordinator hat profunde Kompetenz und Erfahrung in den Bereichen der präklinischen Entwicklung gemäß Industriestandards sowie in der Betriebswirtschaft und im Organisationsaufbau aufzuweisen.
6.
Kooperationspartner, die Konsortialpartner oder Assoziierte Partner sind, erhalten als begünstigte Dritte Fördermittel, die vom Konsortialkoordinator als Fördernehmer weitergeleitet werden. Öffentliche Universitäten als Kooperationspartner, die keine Konsortialpartner sind, erhalten keine Fördermittel im Rahmen des gegenständlichen Wissenstransferzentrums.

 AUTONUMLGL  Gegenstand der Zusammenarbeit im Wissenstransferzentrum
 AUTONUMLGL 
Dieser Konsortialvertrag legt abschließend die Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit der Konsortialpartner im Wissenstransferzentrum [Bezeichnung] fest. Diese Zusammenarbeit umfasst im Wesentlichen 

· Die Definition der Kooperationsprojekte des Wissenstransferzentrums für die gesamte Programmlaufzeit samt Bezug habender Kostenschätzung sowie Definition der Kooperationsvereinbarungen für das erste Förderjahr im Rahmen des Förderantrags und für die jeweiligen Folgejahre (siehe Punkt 6.3.7. der Sonderrichtlinie):
· die Förderabwicklung mit den Fördergebern Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend (BMWFJ) und Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung (BMWF) (Antragstellung, laufende Abwicklung) entsprechend den Förderbedingungen und der Abwicklungsstelle;
· die Koordination der Abwicklung der Kooperationsprojekte im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen entsprechend den Vorgaben der Sonderrichtlinie und des Fördervertrages;
sowie die damit zusammenhängenden Rechte und Pflichten der Konsortialpartner im Wissenstransferzentrum. 
 AUTONUMLGL 
Geförderte Kooperationsprojekte sind Kooperationsprojekte im Sinne von Punkt 6.2.3.1. und Punkt 6.2.3.1.2. der Sonderrichtlinie, die bestimmte in der Sonderrichtlinie definierte Schwerpunkte (Kooperationsschwerpunkte im Sinne von Punkt 6.2.3.1.3. der Sonderrichtlinie) aufweisen. Gefördert wird weiters die Technologietransferkoordination gemäß Punkt 6.2.3.2. der Sonderrichtlinie. 

Kooperationsprojekte sind Kooperationsvereinbarungen zwischen mindestens zwei Konsortialpartnern innerhalb des Wissenstransferzentrums, welche Universitäten oder Fachhochschulen im Bereich Naturwissenschaften / Medizin sein können oder mit mindestens einem Assoziierten Partner. Assoziierter Partner ist eine der folgenden außeruniversitären Einrichtungen:

· Österreichische Akademie der Wissenschaften

· Ludwig Boltzmann Gesellschaft

· IST Austria

· Christian Doppler Gesellschaft

· AplusB Zentren

· Andere relevante außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
Assoziierte Partner können auch Konsortialpartner sein.
 AUTONUMLGL 
Das Management Board entscheidet nach Einholung verschiedenster Vorschläge für Kooperationsvereinbarungen von den Konsortialpartnern, welche konkreten Kooperationsvereinbarungen für das erste Förderjahr und welche für die Folgejahre zur Förderung eingereicht werden, und bringt durch den Konsortialkoordinator in der Folge die entsprechenden Einreichungen gemäß den Vorgaben der Sonderrichtlinie ein, wobei das Management Board seine Entscheidung über die Kooperationsvereinbarungen anhand der in der Sonderrichtlinie festgelegten Bewertungskriterien fällt. 

 AUTONUMLGL  Konsortialkoordinator
Der Konsortialkoordinator hat folgende Aufgaben wahrzunehmen:

· Vertretung des Konsortiums nach außen;

· Einholung von Informationen von den Konsortialpartnern über mögliche Kooperationsprojekte;
· Unterbreitung von Vorschlägen gegenüber dem Management Board über mögliche Kooperationsvereinbarungen;
· Verfassung einer Aufstellung der geplanten Projektschwerpunkte samt Kostenschätzung für die gesamte Programmlaufzeit;

· Verfassung einer Aufstellung der Kooperationsprojekte in Form von Kooperationsvereinbarungen;
· Einreichung des Förderansuchens für das Wissenstransferzentrum unter Anschluss geeigneter Unterlagen (Kosten-, Zeit- und Finanzierungsplan)

· Organisation der Einholung unterfertigter Kooperationsvereinbarungen in der von der Sonderrichtlinie vorgegebenen Form für das erste Programmjahr und danach für die Folgejahre;
· Einreichung der Kooperationsprojekte durch Vorlage der Kooperationsvereinbarungen in den einzelnen Schwerpunkten inklusive Detailkosten bei der Förderstelle nach Entscheidung des Management Board unter Beachtung der Sonderrichtlinie für das erste Programmjahr (Beginn mit Unterzeichnung des Fördervertrags) und für die Folgejahre;
· Vorlage des unterfertigten Konsortialvertrages beim Fördergeber;

· Erstellung eines Budgetvorschlags (Punkt 6. des Konsortialvertrages)

· Fertigung des Fördervertrages mit dem Fördergeber nach Zustimmung der Konsortialpartner zum Fördervertrag;
· Kommunikation mit dem Fördergeber zu Fragen der Kooperationsvereinbarungen, einschließlich der Übergabe der gemäß Sonderrichtlinie zu übermittelnden Berichte und Nachweise sowie Abrechnungen und Belege an den Fördergeber;
· Vorbereitung, Einberufung, Protokollierung und Führung der Sitzungen des Management Board (Punkt 4. des Konsortialvertrages);
· Steuerung und Koordinierung der Abwicklung der Kooperationsvereinbarungen;

· Zuteilung der erhaltenen Fördergelder an die jeweiligen begünstigten Dritten entsprechend dem Budget;
· Bestmöglich zinsbringende Veranlagung, sofern die Fördergelder nicht sofort an die begünstigten Dritten zugeteilt werden können;
· Rückforderung nicht verbrauchter Fördergelder von begünstigten Dritten gemäß den Vorgaben der Sonderrichtlinie;
· Rückzahlung von Fördergeldern, sofern ein Rückzahlungsgrund gegeben ist;

· Der Konsortialkoordinator trägt dafür Sorge, dass die anderen Konsortialpartner sowie die Assoziierten Partner die Bedingungen des Fördervertrages einhalten werden. 

· Verpflichtungen des Fördernehmers aus dem Förderungsvertrag sind auf die begünstigten Dritte (Konsortialpartner und assoziierte Partner) zu überbinden (z.B Einschaurechte des Fördergebers auch gegenüber dem begünstigten Dritten oder direkte Auskunftspflichten des begünstigten Dritten, falls dies im Einzelfall erforderlich sein sollte).
 AUTONUMLGL  Technologietransferkoordination
 AUTONUMLGL 
Der Konsortialkoordinator hat durch eine bei ihr eingerichtete Technologietransferkoordination die unter 2. dargestellten Aufgaben konkret zu erfüllen, die alle diese Aufgaben vorbereitet, diese unterstützt und auch koordiniert. Im Rahmen der Technologietransferkoordination ist ein/e verantwortliche/r angestellter Technologietransferkoordinator/in namentlich inklusive Stellvertreter/in zu benennen. Zwischen Konsortialkoordinator und Technologietransferkoordinator/in hat ein Angestelltenverhältnis zu bestehen. Der/die verantwortliche angestellte Technologietransferkoordinator/in soll als Ansprechpartner/in für Agenden des Wissenstransferzentrums sowohl nach innen als auch nach außen agieren und muss für die gesamte Programmlaufzeit gemäß Sonderrichtlinie verfügbar sein.
 AUTONUMLGL 
Der/Die Technologietransferkoordinator/in kann ein Vollzeitäquivalent oder können Teilzeitäquivalente im Ausmaß eines Vollzeitäquivalents sein. 
 AUTONUMLGL  Management Board, Steering Committee
 AUTONUMLGL 
Das Management Board besteht jeweils aus einem Vertreter eines jeden Konsortialpartners. Die Konsortialpartner verpflichten sich, spätestens innerhalb von [dreißig] Tagen nach Unterzeichnung dieses Konsortialvertrages die für das Management Board vorgesehenen Mitglieder zu nominieren und sodann das Management Board zu konstituieren. Das Management Board wählt sodann eine/n Vorsitzende/n aus seiner Mitte.
 AUTONUMLGL 
Jeder Konsortialpartner nominiert jeweils ein (ordentliches) Mitglied und ein Ersatzmitglied in das Management Board. Das Ersatzmitglied vertritt das (ordentliche) Mitglied im Verhinderungsfall bei den Sitzungen. Die schriftlichen Nominierungen bzw. ein allfälliger Widerruf von Nominierungen sind an den Konsortialkoordinator zu richten. Die nominierten (ordentlichen) Mitglieder können sich im Einzelfall außer durch ihr Ersatzmitglied auch wechselseitig mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied des Management Board vertreten lassen.

 AUTONUMLGL 
Die Sitzungen des Management Board finden bei Bedarf, jedoch mindestens alle sechs Monate, statt und werden vom Konsortialkoordinator unter Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen zwischen der Einladung und dem Tag der Sitzung mittels Brief oder per E-Mail (an die vom Mitglied des Management Board dem Konsortialkoordinator zuletzt bekanntgegebene Adresse oder E-Mail-Adresse) einberufen. In dringenden Fällen kann jedes Mitglied des Management Board schriftlich unter Angabe der zu behandelnden Tagesordnungspunkte eine Sitzung beantragen, die vom Konsortialkoordinator unverzüglich unter Einhaltung einer Frist von zumindest sieben Tagen zwischen der Einladung und der Sitzung einzuberufen ist. Kommt der Konsortialkoordinator der Verpflichtung zur Sitzungseinberufung auf Anfrage eines Mitgliedes des Management Board nicht nach, so kann das begehrende Mitglied die Sitzung selbst einberufen.

 AUTONUMLGL 
Das Management Board ist beschlussfähig, wenn 80% der nominierten (ordentlichen) Mitglieder oder deren jeweiliges Ersatzmitglied bzw. das mit schriftlicher Vollmacht vertretene Mitglied anwesend sind. Sollte die Beschlussfähigkeit des Management Board nicht gegeben sein, so hat der Konsortialkoordinator unter Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen zwischen der Einladung und der Sitzung nochmals eine Sitzung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Das Management Board ist bei dieser nochmals einberufenen Sitzung unabhängig von der Anzahl der anwesenden (ordentlichen) Mitglieder oder Ersatzmitglieder beschlussfähig.


Beschlüsse des Management Board können im Einzelfall aufgrund eines schriftlichen Antrags des Konsortialkoordinators auch schriftlich im Umlaufwege gefasst werden, sofern kein Mitglied des Management Board dem schriftlichen Beschlussverfahren binnen vierzehn Tagen nach Erhalt des schriftlichen Beschlussantrages widerspricht. Beschlüsse im Umlaufwege bedürfen der Zweidrittelmehrheit aller Mitglieder des Management Board. Sollte binnen vierzehn Tagen nach Erhalt des schriftlichen Beschlussantrages kein Widerspruch eines Konsortialpartners dazu erfolgt sein und sollte innerhalb weiterer vierzehn Tage die Zweidrittelmehrheit aller Mitglieder erreicht sein, gilt dieser Umlaufbeschluss als angenommen. 
 AUTONUMLGL 
Jedes Mitglied des Management Board hat eine Stimme. Das Management Board trachtet danach, möglichst einstimmige Beschlüsse zu fassen. Falls dies nicht möglich ist, so hat der Konsortialkoordinator unter Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen zwischen der Einladung und der Sitzung nochmals eine Sitzung über den betreffenden Tagesordnungspunkt einzuberufen („Ersatzsitzung“). Bei der Beschlussfassung in der Ersatzsitzung entscheidet dann die Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen zu dem betreffenden Tagesordnungspunkt.

Durch einstimmigen Beschluss aller Mitglieder des Management Board können die Mehrheiten für Beschlüsse (anwesende Mitglieder, Mehrheitserfordernis für Beschlussfähigkeit) geändert bzw. individuell angepasst werden.

4.6.
Das Management Board entscheidet insbesondere über

· grundsätzliche Entscheidungen bei der Erfüllung der Kooperationsvereinbarungen (z.B. finale Inhalte),
· Festlegung des Budgets,
· Änderungen oder Verschiebungen des Leistungsumfangs sowie des Budgets, jeweils vorbehaltlich der Zustimmung des Fördergebers,
· Änderungen dieses Konsortialertrages, jeweils vorbehaltlich der Zustimmung des Fördergebers,
· Änderungen der Kooperationsvereinbarungen im Rahmen des jährlichen Budgets,
· Entscheidung, welche Kooperationsprojekte (Kooperationsvereinbarungen) beim Fördergeber zum Erhalt einer Förderung eingereicht werden,

· Streitigkeiten zwischen den Konsortialpartnern.
4.7.
Die gefassten Beschlüsse sind vom Konsortialkoordinator in einem Beschlussprotokoll schriftlich festzuhalten und den Konsortialpartnern per Brief, sowie den Mitgliedern des Management Board zur Information per E-Mail binnen vierzehn Tagen nach der Sitzung zuzustellen. Sofern innerhalb von dreißig Tagen nach nachweislichem Erhalt des Beschlussprotokolls keine korrigierende Stellungnahme der Konsortialpartner per Brief oder E-Mail an den Konsortialkoordinator erfolgt, gilt das Beschlussprotokoll als angenommen.
4.8.
Das Steering Committee besteht aus jeweils einem Vertreter des Rektorats bzw. der Geschäftsführung eines Konsortialpartners und ist für Entscheidungen über Streitigkeiten zwischen den Konsortialpartnern zuständig, die im Rahmen der Durchführung der Kooperationsvereinbarungen entstehen und nicht im Rahmen des Management Board gelöst werden können. Die Konsortialpartner verpflichten sich, innerhalb eines Monats nach Unterzeichnung dieses Vertrages die für das Steering Committee vorgesehenen Mitglieder zu nominieren und dem Konsortialkoordinator mitzuteilen. Die Mitglieder des Steering Committee haben sodann einen Vorsitzenden des Steering Committee unter ihren Mitgliedern zu wählen, der insbesondere für die Organisation von Sitzungen zuständig ist. Sitzungen des Steering Committee finden nur im Anlassfalle statt.
In Fällen von Streitigkeiten zwischen den Konsortialpartnern im Zusammenhang mit den Kooperationsvereinbarungen die nicht binnen vierzehn Tagen im Einvernehmen von den Mitgliedern des Management Board gelöst werden könnten oder die ihre Entscheidungskompetenz übersteigen, sind vom Konsortialkoordinator umgehend in Form eines schriftlichen Berichtes an alle Mitglieder des Steering Committee weiterzuleiten. Sollte das Steering Committee binnen weiterer vierzehn Tagen zu keiner einvernehmlichen Lösung kommen, steht es den Konsortialpartnern frei, den Rechtsweg zu beschreiten.
5. Durchführung der Arbeiten

5.1.
Jeder Konsortialpartner verpflichtet sich die im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen übernommenen Aufgaben zu erfüllen.
5.2.
Im Falle des Abschlusses von Kooperationsvereinbarungen ist folgender Mindestinhalt verpflichtend zu regeln:

· Festlegung eines Projekttitels;
· Zusammensetzung des Projektteams;
· Kurzbeschreibung des Kooperationsprojekts;
· Ausführliche Beschreibung und Zielsetzung des Kooperationsprojekts;
· Darstellung, inwieweit die Durchführung des Kooperationsprojekts zu den Zielen des Programms beiträgt und einen Mehrwert auf Ebene der Konsortialpartner und Begünstigten stiftet;
· Darstellung der Beiträge der zu benennenden Kooperationspartner am Gesamtaufwand des Kooperationsprojekts;
· Darstellung der Kosteneinsparungen und/oder Qualitätssteigerungen im Vergleich zu "stand-alone" Lösungen an den einzelnen Universitäten;
· Vollständiger Projektplan aller beteiligten Kooperationspartner insbesondere Planung der Kooperation, Zeitplan, Kosten- und Finanzierungsplan unter Angabe der Eigenmittel;
· Nennung der vorgesehenen Vergabe von Aufträgen an Dritte;
· Angabe des Kooperationspartners, welcher die koordinierenden Aufgaben für die Einreichung des Projekts beim Konsortialkoordinator, die Durchführung des Projekts sowie die Dokumentation übernimmt und somit gegenüber dem Konsortialkoordinator verantwortlich ist;
· Referenzen der am Projekt beteiligten Personen oder Nachweis von Qualifikation und Erfahrung;
· Verbindliche Festlegung aller für die erfolgreiche Durchführung der Arbeiten wesentlichen Rechte und Pflichten im Detail; 

· Verbindliche Festlegung der Koordinierungs- und Informationspflicht der Konsortialpartner hinsichtlich des Technologietransferkoordination;

· Im Fall von Widersprüchen gehen die Bestimmungen dieses Konsortialvertrages vor;

· Sollten förderbare Kooperationsvereinbarungen im Rahmen der regionalen Wissenstransferzentren mit den unter Punkt 6.1.3.1.2. definierten Assoziierten Partner geschlossen werden, so ist in der jeweiligen Kooperationsvereinbarung vorzusehen, dass diese als begünstigte Dritte der Förderung die Solidarhaftung (§ 891 ABGB) für die Rückzahlung der Förderung im Falle des Eintritts eines Rückzahlungsgrundes übernehmen;
· Die in der Sonderrichtlinie vorgesehene Projektlaufzeit kann in begründeten Fällen verlängert werden, sofern keine zusätzlichen förderbaren Kosten anfallen. Der Konsortialkoordinator hat diesbezüglich bei der Förderstelle einen entsprechenden Antrag in Entsprechung der Vorgabe der Sonderrichtlinie zu stellen;
· Geltung der Bestimmungen des Konsortialvertrages, der Sonderrichtlinie und des Fördervertrages, soweit anwendbar.
5.3.
Jeder Konsortialpartner wird die Arbeiten in der Kooperationsvereinbarung mit der Technologietransferkoordination ausreichend koordinieren und über den jeweiligen Arbeitsfortschritt regelmäßig informieren und Anfragen über die Durchführung der Arbeiten in der Kooperationsvereinbarung umgehend beantworten. 
6. Budget und Projektförderung

6.1.
Die geplanten (förderbaren und nicht förderbaren) Kosten der Kooperationsvereinbarungen (im folgenden kurz „Budget“) sowie die Förderung des Fördergebers sind, aufgeschlüsselt nach den einzelnen Kooperationsvereinbarungen, in der Anlage 3 zusammengefasst. Sofern eine Anpassung des Budgets notwendig ist, wird nach einem entsprechenden Beschluss des Management Board die aktualisierte Anlage diesem Konsortialvertrag beigelegt und bildet diese sodann einen integrierenden Bestandteil dieses Konsortialvertrages.
6.2.
Die von den Konsortialpartnern zu erbringenden allfälligen Eigenleistungen, sowie die Verteilung der zugesagten Förderung durch den Konsortialkoordinator nach Maßgabe der einzelnen Kooperationsvereinbarungen an die begünstigten Dritten erfolgt gemäß der Anlage 3. Sofern eine Anpassung der Projektförderung bzw. der anderen Kosten notwendig ist, wird nach einem entsprechenden Beschluss des Management Board die aktualisierte Anlage diesem Konsortialvertrag beigelegt und bildet diese sodann einen integrierenden Bestandteil dieses Konsortialvertrages.
6.3.
Die Konsortialpartner haben durch entsprechend festgelegte nachvollziehbare Aufzeichnungen nachzuweisen, welche Aufwände von ihnen für die Kooperationsvereinbarungen erbracht wurden, welcher Mehrwert für das Wissenszentrum erzielt wurde und welcher Beitrag zur universitätsinternen Professionalisierung und Qualitätssteigerung im Wissens- und Technologietransfer geleistet wurde, sowie dem Konsortialkoordinator eine Übersicht dieser Aufwände, des Mehrwerts und des Beitrags zu übermitteln.

6.4.
Der in Anlage 3 angeführte Gesamtaufwand gibt den maximal anerkannten Projekt-Gesamtaufwand der jeweiligen Konsortialpartner wieder. Sollte ein Konsortialpartner voraussichtlich weniger Aufwände als in der Anlage 3 angeführt haben, so hat er dies dem Konsortialkoordinator unverzüglich bekannt zu geben. Das Management Board entscheidet über eine neue Aufteilung des Gesamtaufwandes, die der Konsortialkoordinator mit dem Fördergeber abzustimmen hat, sofern keine Rückzahlung an den Fördergeber zu erfolgen hat.

6.5.
Der Konsortialkoordinator wird die gemäß der Sonderrichtlinie vom Fördergeber überwiesene Förderung entsprechend dem Budget den begünstigten Dritten weiterleiten. Werden vom Fördergeber Förderleistungen nicht zur Gänze überwiesen und ist die Kürzung der Förderleistungen nicht einem oder mehreren Konsortialpartnern eindeutig zuzuordnen, wird der Konsortialkoordinator nach Vorliegen eines entsprechenden Beschlusses des Management Board die Förderleistungen bei allen Konsortialpartnern entsprechend anteilsmäßig gemäß Budget verringert auszahlen.
6.6.
Die Konsortialpartner verpflichten sich, die überwiesenen Fördermittel ausschließlich für die Durchführung der Kooperationsvereinbarungen zu verwenden.
7. Förderbedingungen
Die Sonderrichtlinie und der Fördervertrag bilden zusammen die Förderbedingungen. Die Konsortialpartner verpflichten sich, die Bestimmungen des Fördervertrags und die auf das Wissenszentrum anwendbare Sonderrichtlinie, die auch Gegenstand dieses Konsortialvertrages sind, strikt einzuhalten.

8. Geheimhaltung, Veröffentlichungen (fakultativ)
9.1.
Im Falle von Pressemitteilungen oder Publikationen über die Tätigkeiten im Wissenstransferzentrum, sind diese mindestens sieben Tage vorher allen Konsortialpartnern und dem Fördergeber bekanntzugeben, die begründete Einwendungen oder Änderungsvorschläge unterbreiten können. Nach einwandslosem Ablauf dieser Frist kann die Veröffentlichung jedenfalls erfolgen.
9.2.

Die Konsortialpartner verpflichten sich weiters, ihnen von anderen Partnern direkt oder indirekt, in welcher Art und Weise auch immer zugänglich gemachte oder bekannt gewordene Informationen und/oder Unterlagen strikt geheim zu halten, soweit sich aus der Natur der Informationen und/oder Unterlagen ein Geheimhaltungsinteresse ergibt. 
9. Gewährleistung / Haftung (fakultativ soweit kursiv)
9.1.
Die Konsortialpartner leisten Gewähr dafür, dass die von ihnen im Rahmen der Kooperationsvereinbarungen übernommenen Arbeiten sachgemäß und zeitgerecht ausgeführt werden.
9.2.
Die Konsortialpartner haften einander für die Einhaltung der Förderbedingungen und aller sonstigen vertraglichen Bestimmungen. Insbesondere haftet jeder Konsortialpartner für die fristgerechte Erbringung seiner übernommenen Leistungen zu den vereinbarten Fälligkeitsterminen. Im Falle des Leistungsverzuges eines Konsortialpartners ist diesem eine angemessene Nachfrist zu setzen. Ist die Nachfrist grob schuldhaft oder vorsätzlich ungenützt verstrichen, trägt der im Verzug befindliche Konsortialpartner die angemessenen Kosten einer Ersatzvornahme durch einen anderen Konsortialpartner oder durch einen Dritten, soweit die Ersatzvornahme möglich ist und sich der Fördergeber nicht dagegen ausspricht.

9.3.
Verletzt ein Konsortialpartner grob fahrlässig die Förderbestimmungen und führt dies zu Kürzungen, zur Einstellung, zur Rückzahlung oder zur Aussetzung von Förderungen, hat dieser Konsortialpartner im Innenverhältnis dafür die anderen Konsortialpartner für die Nachteile schad- und klaglos zu halten.
9.4.
Die Konsortialpartner verpflichten sich zur Solidarhaftung (§ 891 ABGB) für die Rückzahlung der Förderung im Falle des Eintritts eines Rückzahlungsgrundes wie in der Sonderrichtlinie näher dargelegt.
10. Vertragsdauer und Kündigung

10.1
Dieser Konsortialvertrag tritt zum Zeitpunkt der Unterzeichnung durch alle Konsortialpartner in Kraft und wird für die Programmlaufzeit der Förderung gemäß den Bestimmungen der Sonderrichtlinie abgeschlossen. Sollte für das Wissenstransferzentrum keine Förderung erteilt werden, tritt dieser Konsortialvertrag mit Mitteilung der Ablehnung der Förderung automatisch außer Kraft und alle wechselseitigen Rechte und Pflichten zwischen den Konsortialpartnern erlöschen.
10.2.
Eine ordentliche Kündigung dieses Konsortialvertrages ist ausgeschlossen. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung dieses Konsortialvertrages bleibt jedem Konsortialpartner unbenommen.
11. Sonstige Bestimmungen

11.1.
Schriftliche oder mündliche Nebenabreden bestehen keine. 

11.2.
Änderungen und Ergänzungen dieses Konsortialvertrages bedürfen der Schriftform; dies gilt auch für das Abgehen vom Schriftformerfordernis. 

11.3.
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Konsortialvertrages nichtig, unwirksam oder nicht durchsetzbar sein oder werden, so berührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Konsortialvertrages nicht. Die betreffende nichtige, unwirksame oder nicht durchsetzbare Bestimmung ist vielmehr durch eine rechtlich wirksame und durchsetzbare Bestimmung zu ersetzen, die dem von den Konsortialpartnern angestrebten Zweck am ehesten entspricht.

11.4. Dieser Konsortialvertrag unterliegt österreichischem Recht mit Ausnahme von dessen Kollisionsnormen.
11.5.
Die Anlagen 1 bis 3 zu diesem Konsortialvertrag bilden integrierende Bestandteile derselben.
11.6.
Dieser Konsortialvertrag wird in zweifacher Ausfertigung errichtet und eine verbleibt beim Konsortialkoordinator. Jeder Konsortialpartner erhält eine Kopie.
11.7.
Soweit dieser Konsortialvertrag den Bestimmungen der Sonderrichtlinie oder des Fördervertrages widerspricht, gehen die Bestimmungen der Sonderrichtlinie oder des Fördervertrages vor.
Anlage 1
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